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Lässt man die letzten drei, vier Jahrzehnte 
Revue passieren, so scheint die Forderung 
nach Teilhabe der Bürgerinnen und Bürger 
an den Geschicken ihrer Städte einen bei-
spiellosen Siegeszug hinter sich zu haben 
– als Forderung, Anspruch und Programm. 
Wie es aber um die Wirklichkeiten steht, das 
wurde und wird selten gefragt. Soll „kom-
munikative Planungskultur“ das Ziel sein, 
dann stellt die Auseinandersetzung mit den 
alltäglichen Problemen und Widrigkeiten 
jedoch eine erste Herausforderung dar 
(Kap. 1). Aber damit nicht genug: Wer heute 
Teilhabe und offene, dialogorientierte Pro-
zesse in der Stadtentwicklung ernst nimmt, 
wird mit wesentlichen Veränderungen 
der Rahmenbedingungen kommunalen 
Handelns konfrontiert, aus denen neue
Herausforderungen entstehen (Kap. 2). Da-
mit verbunden sind zahlreiche Fragen, auf 
die es vielfach noch keine abschließenden 
Antworten gibt (Kap. 3).

1 Bürgerbeteiligung und
Stadtentwicklung: Mehr
Wunsch denn Wirklichkeit?

Wer sich mit der Geschichte des Themas 
Bürgerbeteiligung auseinandersetzt, begin-
nt zumeist in den 1960er Jahren. Damals 
schien ein starker Staat die Geschicke der 
Gesellschaft zu lenken, alle vier Jahre le-
gitimiert per Wahl. Politik und Verwaltung 
agierten in ihren eigenen Welten, weit weg 
vom „Volk“, den „Menschen draußen im 
Lande“. Deren Befindlichkeiten drangen vor 
allem auf dem Wege von Wahlergebnissen 
zu den Sphären der Regierenden durch. 

Dieses Bild veränderte sich, wie wir wissen. 
Die Bürger machten sich bemerkbar – und 
die Politik reagierte. Einer der Meilensteine 
war Willy Brandts Versprechen aus der Re-
gierungserklärung vom 28. Oktober 1969: 
„Wir wollen mehr Demokratie wagen. (…) 

Mitbestimmung, Mitverantwortung in den 
verschiedenen Bereichen unserer Gesell-
schaft werden eine bewegende Kraft der 
kommenden Jahre sein. (…) Wir stehen 
nicht am Ende unserer Demokratie, wir 
fangen erst richtig an“.

Das Versprechen, mehr zu informieren, 
mehr Dialog zu suchen, mehr Demokratie 
zu wagen, hatte auch Konsequenzen für die 
raumbezogenen Planungen staatlicher Ak-
teure. Auch sie wandten sich den Bürgern 
zu. So wurden etwa 1970 in der Begründung 
zur Vorlage des Städtebauförderungsge-
setzes durch den 14. Bundestagsausschuss 
bis heute bemerkenswerte Sätze formuliert:

„Die betroffenen Bürger müssen die Gewissheit 
haben, dass sich die bauliche Gemeindeent-
wicklung nicht über sie hinweg von Amts wegen 
vollzieht. Diese ‚Demokratisierung des Planungs-
prozesses’ ist eine wichtige Voraussetzung, de-
mokratisch-staatsbürgerliches Engagement dort 
zu ermöglichen, wo der Lebensbereich jedes 
Einzelnen am unmittelbarsten berührt wird. Dazu 
ist es notwendig, den Bürger bereits im Vorbe-
reitungsstadium gründlich zu informieren, um 
sein Urteil in die Planung der städtebaulichen 
Entwicklung einbeziehen zu können“.

Die weitere Geschichte ist oft erzählt wor-
den1 und kann hier übersprungen werden. 
Inzwischen sind Bürgerbeteiligung, Bür-
germitwirkung, Partizipation und Teilhabe 
allen geläufige Begriffe. Schon längst will 
man nicht mehr nur informieren und be-
teiligen. Vielmehr verlangt man – zum Bei-
spiel – von öffentlichen Verwaltungen, dass 
sie sich in Inhalt und Arbeitsweisen an den 
Interessen und Bedürfnissen der Bürger
orientieren. Und wo immer heute Hoff-
nungen auf neue Problemlösungen für 
drängende Probleme keimen, lässt das 
Zauberwort „Zivilgesellschaft“ nicht lange 
auf sich warten. Aus dem fernen Wahlvolk 
scheint ein Partner geworden zu sein, der 
ernst zu nehmen ist und dessen Beteiligung 
an vielen Angelegenheiten nahe liegt.
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Stadtentwicklung und Bürgerbeteiligung –
Auf dem Weg zu einer kommunikativen
Planungskultur?
Alltägliche Probleme, neue Herausforderungen

Das Ziel ist alt: Stadt-
entwicklung soll sich
nicht über die Köpfe
der Bürgerinnen und 
Bürger hinweg voll-
ziehen, aber der Weg 
dorthin ist immer noch 
weit und steinig. Wer 
dem Ziel näher kom-
men will, muss sich mit 
den Realitäten heutiger 
Bürgerbeteiligung aus-
einandersetzen und sich 
zugleich neuen Heraus-
forderungen stellen.
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Das drückt sich auf vielfache Weise in den 
Programmen der Politik aus. Zwei Bei-
spiele:

Kommunikation verweigert, abgeschottet 
und ausgrenzend 

Wer die Praxis der Stadtentwicklung aus 
der Nähe betrachtet, wird nicht selten auf 
Kommunikationsverweigerung stoßen: Pla-
nungs- und Entscheidungsprozesse werden 
gegenüber Einblicken von außen abge-
schottet und die vermeintlich ohnehin nur 
störenden Bürger erfahren zumeist erst von 
den Absichten, wenn das Wesentliche ent-
schieden ist. Alle Bekenntnisse – etwa dem 
„Bedürfnis nach Information gerecht zu 
werden“, wie Brandt gesagt hatte – scheinen 
vergessen zu sein, wenn es um die „wirklich 
wichtigen Dinge“ geht oder doch die, die 
dafür gehalten werden. Einige Originaltö-
ne aus der kommunalen Praxis mögen das 
illustrieren: „Das ist zu sensibel.“ „Das soll 
man nicht in die Öffentlichkeit zerren.“ 
„Das lasse ich mir nicht zerreden!“ „Halten 
Sie mir die Bürger da raus!“ …

Natürlich ist es nur teilweise richtig, dies 
unter Kommunikationsverweigerung zu 
subsumieren. Denn Kommunikation findet 
in solchen Fällen durchaus statt – in eng-
stem Kreise, auf kurzen Wegen, mit wenigen 
Beteiligten, eben jenen, auf die es angeblich 
oder tatsächlich „ankommt“. 

Es gibt nur wenig belastbare empirische In-
formationen zum tatsächlichen Stand der 
Teilhabe. Aber diese wenigen Daten spre-
chen eine deutliche Sprache: Im Kontext 
von Stadtumbauprozessen wurde etwa ge-
fragt, ob sich die Bürgerinnen und Bürger 
mit Blick auf die sie wesentlich betreffenden 
Fragen der Entwicklung ihres Wohnorts 
von den Verantwortlichen überhaupt hin-
reichend informiert fühlten. Dazu wurden 
1 500 Haushalte in 15 von Leerstand und 
teilweise von Abrissen betroffenen Gebie-
ten befragt.7 Die Antwort ist ernüchternd: 
88 % der Befragten sind mit den Informati-
onen über die geplanten Maßnahmen nicht 
zufrieden, genauer: 55 % bezeichnen sie als 
„nicht ausreichend“ und 33 % als „teilwei-
se nicht ausreichend“. Birgit Schmidt und 
Heidi Sutter-Schurr 8 berichten sogar davon, 
dass „Wohnungsunternehmen versuchen, 
ihre Pläne bis zuletzt geheim zu halten“, 
und dass auch die Kommunen eine „Praxis 
der Nichtinformation“ betreiben. 

Dass der Bürger als Störfaktor angesehen 
wird 9, gilt selbstverständlich nicht nur für 
Stadtumbauprozesse. Vielmehr kann man 
verallgemeinernd feststellen, dass dies fast 
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(2005): Planen. Steuern. Ent-
wickeln. Der Beitrag öffentlicher 
Akteure zur Entwicklung von 
Stadt und Land. – Dortmund 
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Praxis der Stadt- und Regional-
entwicklung. Planung neu den-
ken. Bd. 2. Hrsg.: Klaus Selle, 
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2006, S. 319 ff.
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2002
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„Bürgerschaftliches Engagement ist eine we-
sentliche Voraussetzung für die Zukunftsfähig-
keit einer demokratischen Gesellschaft, es gilt 
als unverzichtbare Bedingung für den Zusam-
menhalt der Gesellschaft.“ 3

„Die Städte werden ihre neuen Aufgaben und 
Herausforderungen aber nur dann bewältigen, 
wenn sie die Lebensinteressen aller Beteiligten 
unmittelbar berücksichtigen, wenn Mitgestal-
tung und Mitbestimmung zunehmen. Das En-
gagement der Bürgerinnen und Bürger ist daher 
unverzichtbare Voraussetzung für den Weg zur 
Stadt der Zukunft.“ 2

In diesen Zitaten kommen auch die zwei 
Seiten des hier näher betrachteten Gegen-
stands zum Ausdruck. Es geht im Folgenden 
um die

– Teilhabe der Bürgerinnen und Bürger an 
den Meinungsbildungs- und Entschei-
dungsprozessen öffentlicher Akteure 
– also die so genannte Entscheidungsbe-
teiligung – und um die

– „Wohlfahrtsproduktion“ durch bürger-
schaftliche Akteure4 – die so genannte 
Leistungsbeteiligung.5 

Diesen Formen und Gegenständen bür-
gerschaftlichen Engagements steht, um 
diesen kurzen Verweis auf zentrale Begriffe 
abzuschließen, die Bürgerorientierung der 
kommunalen Politik und Verwaltungen ge-
genüber. Greift das eine mit dem anderen 
sinnvoll ineinander, kann man die so ent-
standene lokale Politik- und Planungskultur 
möglicherweise als dialogorientiert, koope-
rativ (übergreifend) – oder als „kommunika-
tiv“ bezeichnen.6

Vom Zustand des vertrauensvollen kom-
munikativen Umgangs miteinander sind 
viele Städte und ihre Bürger aber noch weit 
entfernt. Zwar hört man allenthalben wohl-
klingende Bekenntnisse zur Bürgerorientie-
rung, doch hält der Alltag dem nicht stand. 
Einige der Widerstände und Grenzen, an 
die Teilhabebemühungen vor Ort stoßen, 
sollen im Folgenden skizziert werden. Die 
Darstellung ist keinesfalls vollständig und 
sicher auch verkürzt, mag aber doch illus-
trieren, wie (weit) Anspruch und Wirklich-
keiten auseinanderklaffen können.
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immer dann der Fall ist, wenn erhebliche 
wirtschaftliche Interessen im Spiel sind. Es 
nimmt also nicht Wunder, wenn – um noch 
einmal nach empirischen Grundlagen zu 
fragen – Studien zu Großprojekten regelmä-
ßig einen eklatanten Mangel an Transpa-
renz konstatieren.10 Eine Teilhabe von Bür-
gerinnen und Bürger ist, solange es um die 
zentralen Entscheidungen geht, ohnehin 
nicht vorgesehen. 

Unzureichend und zu spät informiert, gele-
gentlich sogar gezielt hinters Licht geführt, 
bleibt denen, die einzelnen Vorhaben kri-
tisch gegenüberstehen, nur der klassische 
Weg des Protests und der Skandalisierung – 
was dann alle Beteiligten in der Auffassung 
bestärkt, dass die Bürger eben tatsächlich 
Störfaktoren sind.

Beteiligung pro forma, wirkungslos
und leerformelhaft

Selbstverständlich wird nicht immer und 
überall die Kommunikation verweigert. Be-
teiligung findet statt – aber allzu oft ohne 
Wirkung. In der Praxis lassen sich verschie-
denste Formen dieser Irrelevanz beobach-
ten:

• In nicht wenigen Fällen hat das Beteili-
gungsangebot keine wirkliche Substanz 
und ist im Prinzip alles schon entschie-
den. So bleibt es bei einer Pro-forma-
Teilhabe. 

• Es gibt auch Beteiligungsangebote, in 
denen nichts vorab entschieden wurde, 
aus denen aber auch nichts folgt. Wie 
viele schöne Zukunftswerkstätten, „fu-
ture search conferences“ und Bürger-
werkstätten wurden durchgeführt, deren 
Ergebnisse in keinerlei Beschlussfassung 
Eingang fanden. Beteiligung als l’art pour 
l’art?

Solche Beobachtungen macht man nicht 
nur hierzulande. Daher sei aus der ameri-
kanischen Diskussion Michael Neumann 
zitiert, der andere Formen der Irrelevanz 
kritisiert, in die Beteiligungsprozesse mün-
den können: „The result is … like homo-
genized american cheese. Consent end up 
being the lowest common denominator in-
stead of the highest hope and aspiration“ 11. 
Oder man einige sich auf „mom and apple 
pie“-Statements“ wie: „Wir wollen gute Luft 
und mehr Arbeitsplätze“ – beides gleicher-
maßen leerformelhaft und ohne praktische 
Konsequenz. Dieter Hoffmann-Axthelm 

prägte für derart in Irrelevanz mündende 
Teilhabeprozesse das leider oft zutreffende 
Bild vom „Verkehrskindergarten der Bür-
gerbeteiligung“ 12.

Selbstverständlich bleiben die Beteiligten 
von solchen Erfahrungen nicht unbeein-
druckt. Dass „doch sowieso alles andernorts 
entschieden werde“, ist eine oft zu hörende 
und – wie jeder aus der Praxis bestätigen 
kann – allzu oft zutreffende Feststellung. 
Gleiches gilt für die Erfahrung, dass noch 
so intensives Engagement wirkungslos blei-
be. Und natürlich klagen die Bürgerinnen 
und Bürger nicht nur, sondern ziehen ihre 
Konsequenzen. Die lauten z. B.: „Wenn Du 
etwas bewirken willst, bringen die Bürger-
versammlungen nichts … Wir machen das 
mit der Presse – die freut sich über sowas 
…“. Eine andere Konsequenz: „Da gehe ich 
nie wieder hin, das ist doch nur eine La-
berbude“. Womit dann alle Beteiligten ihre 
negativen Vorurteile über die Rolle der Bür-
ger bei der Stadtentwicklung auf’s Schönste 
bestätigt hätten.

Gute Praxis: zeitlich, sachlich, räumlich 
und institutionell begrenzt

Der Alltag sieht nicht immer und über-
all so aus. Es gibt durchaus auch Positiv-
beispiele: sinnvolle Beteiligungsprozesse, 
deren Ergebnisse Eingang finden in Ent-
scheidungen der Politik und das Handeln 
der Verwaltung.13 Es gibt groß angelegte, 
offensiv auf Dialog ausgerichtete Einzelver-
anstaltungen und mehrjährige, komplexe 
Verfahren. Aber ihnen ist eines gemein: Sie 
bleiben fast immer Ausnahmen von der Re-
gel und ihre Reichweite ist begrenzt. Einige 
Illustrationen:

• Das Bürgerbüro stellt eine neue Schnitt-
stelle zwischen Verwaltung und Bürger-
schaft dar – zugleich kann damit inner-
halb der Verwaltung alles beim alten 
bleiben.

• Das Stadtteilforum wird an einen pro-
filierten externen Moderator vergeben. 
Dem gelingt es, viele Akteure einzubin-
den und einen kooperativen Prozess zu 
gestalten. Nach Ende seines Einsatzes 
verfällt das so aufgebaute Potenzial.

• Während die Bebauung einer Konver-
sionsfläche mit großem Kommunika-
tionsaufwand begleitet wird, werden zur 
gleichen Zeit alltägliche Anfragen aus der 
Bürgerschaft zu verschiedensten Proble-
men entweder gar nicht oder lediglich 
auf sehr restriktive Weise aufgegriffen.
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Beispiele und Erfahrungen aus 
der Praxis für die Praxis. Hrsg.: 
Britta Rösener, Klaus Selle. 
– Dortmund 2005, S. 97 ff.
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kunft im 21. Jahrhundert. Hrsg.: 
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Selle, Lucyna Zalas. – Dort-
mund 2006, S. 523

(13)
Vgl. als Beispielsammlun-
gen: Pröhl, Marga; Sinning,
Heidi; Nährlich, Stefan (Hrsg.): 
Bürgerorientierte Kommunen 
in Deutschland. Anforderungen 
und Qualitätsbausteine. Bd. 3: 
Ergebnisse und Perspektiven 
des Netzwerkes Civitas. – Gü-
tersloh 2002; Rösener, Britta; 
Selle, Klaus (Hrsg.): Kommuni-
kation gestalten. Beispiele und 
Erfahrungen aus der Praxis für 
die Praxis. – Dortmund 2005
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Beobachtungen wie diese sind keine Ein-
zelfälle, sondern die Regel. Selbst in Städ-
ten, die seit Jahren für ihre Best Practices 
bekannt sind, findet sich das Phänomen 
der auf (zeitliche, sachliche, räumliche, in-
stitutionelle und personelle) „Inseln“ be-
grenzten Teilhabepraxis. Daran haben auch 
die umfassenden Bemühungen um Verwal-
tungsmodernisierung und Bürgerorientie-
rung nichts Wesentliches ändern können. 
Selbst in Programmgebieten der „Sozialen 
Stadt“ oder des „Stadtumbaus“ (Ost wie 
West), in denen die Förderung der Teilhabe 
im Kontext integrierter Entwicklungsstrate-
gien als Fördervoraussetzung gilt, ist sehr 
häufig zu beobachten, dass die Kommu-
nikationsbemühungen nur von wenigen, 
unmittelbar mit der Programmabwicklung 
betrauten Personen und Institutionen ge-
tragen werden, während die sie umge-
benden Großstrukturen von öffentlicher 
Verwaltung, Unternehmen und Politik an 
den überkommenen Verfahrensabläufen 
und Handlungsweisen festhalten. Versuche, 
die hier erprobten kommunikativen Prak-
tiken in den Alltag zu übernehmen, waren 
bislang nur begrenzt erfolgreich.

Eigenaktivitäten: gefährdet, begrenzt und 
überschätzt

Großer Beliebtheit erfreut sich in den letz-
ten Jahren ein Thema, dem es ergehen 
könnte wie weiland der Partizipation: dass 
die Hoffnungen weit über die Realitäten 
hinaus schießen. Die Rede ist vom bürger-
schaftlichen Engagement. Das mit dieser 
Bezeichnung belegte breite Spektrum unter-
schiedlichster Aktivitäten von Bürgerinnen 
und Bürgern ist in vielen gesellschaftlichen 
Handlungsfeldern von Bedeutung. Hier sei 
als Ausschnitt die Quartiers- und Stadt-
entwicklung in den Blick genommen und 
gefragt, ob es dem bürgerschaftlichen En-
gagement gelingt, „die Geschicke des Ge-
meinwesens wesentlich (zu) prägen“ 14.

Wie würden die Mitglieder eines Natur-
schutzverbandes diese Frage beantworten, 
denen soeben erneut Verantwortungslosig-
keit vorgeworfen wurde, weil sie mit ihrem 
Engagement für ein Feuchtgebiet „die wirt-
schaftliche Zukunft der Region gefährden“? 
Was würde die Kulturinitiative dazu sagen, 
der die kommunalen Zuschüsse gestri-
chen wurden, so dass ihre Existenz auf dem 
Spiel steht? Welche Meinung hätte wohl die 
Künstlergruppe, die einst ein altes Haus vor 

dem Abriss bewahrte und der nun mitge-
teilt wurde, das Gebäude werde mitsamt 
Grundstück verkauft? 

Was diese Liste realer Beispiele (die sich 
beliebig fortsetzen ließe) sagen will, dürfte 
offenkundig sein: Das Scheitern von bür-
gerschaftlichen Projekten und Initiativen 
ist der Normalfall, das Misserfolgserlebnis 
die Regel. Insbesondere wenn wirtschaft-
liche Interessen im Spiel sind, und das ist 
bei Prozessen der Quartiers- und Stadtent-
wicklung nicht eben selten der Fall, unter-
liegen schwache, wenig zahlungsfähige und 
kaum mit „bargaining-power“ ausgestatte-
te  Gruppen in der großen Mehrzahl aller
Fälle. 

Es gibt auch Gegenbeispiele.15 Aber sie wi-
derlegen die These von der Ausnahme nicht, 
sondern bestätigen sie. Denn lässt man die 
jeweilige Geschichte des Beispiels Revue 
passieren, ist unschwer zu erkennen, wie 
viele Faktoren zusammenkommen müssen, 
damit überhaupt eine winzige Chance zur 
Realisierung besteht. 

Selbstverständlich lag und liegt es nicht im-
mer nur an „den anderen“, wenn aus guten 
Absichten böse Erlebnisse werden. Bürger-
schaftliches Engagement ist fragil und ver-
fügt oft nicht über die personellen, orga-
nisatorischen und materiellen Ressourcen, 
um mit langem Atem Projekte realisieren 
oder gar auf Dauer betreiben zu können. 
Auf diese und andere Voraussetzungen wird 
zwar von den Fachleuten aus der Praxis oft 
hingewiesen16, sie werden jedoch in der 
Programmatik oft übersehen, wenn bürger-
schaftliches Engagement vorschnell in die 
Pflicht genommen wird, um Seite an Seite 
mit staatlichen Institutionen bei der „Erle-
digung öffentlicher Aufgaben eng zusam-
men(zu)arbeiten“ 17.

Ebenfalls nicht unbekannt, gleichermaßen 
aber in den Elogen auf bürgerschaftliches 
Engagement gern vernachlässigt ist die 
Tatsache, dass schwache und ausgegrenzte 
Gruppen vielfach kaum zu Eigenaktivitäten 
in der Lage sind. Programme, die vor allem 
in benachteiligten Quartieren in großem 
Umfang bürgerschaftliches Engagement 
voraussetzen, geraten daher in die Gefahr, 
von falschen Voraussetzungen auszugehen 
und die kleinen Schritte, die tatsächlich ge-
gangen werden können, nicht angemessen 
zu würdigen.18

(14)
Enquete-Kommission Bür-
gerschaftliches Engagement: 
Schlussbericht, a. a. O., S. 24 

(15)
Vgl. etwa die Beispielsammlung 
bei Boll, Jaochim u. a. (Hrsg.): 
Bürger machen Stadt. Zivilge-
sellschaftliches Engagement 
in der Stadterneuerung – Ein 
Projektbuch. – Dortmund 2004 
sowie den Beitrag von Achim 
Dahlheimer i. d. H.

(16)
Vgl. etwa die Beiträge von 
Wermker, Klaus: Teilhabe 
von Bürgerinnen und Bür-
gern, a. a. O., S. 181–184 und 
Siemonsen, Kerstin: Bürger-
schaftliches Engagement in 
einer Arbeitersiedlung – Mieter 
betreiben ein Nachbarschafts-
haus. vhw Forum Wohneigen-
tum (2006) H. 3, S. 185–188

(17)
Enquetekommission Bürger-
schaftliches Engagement: 
Schlussbericht, a. a. O., S. 25

(18)
Vgl. Sauter, Matthias: Mobili-
sierung von Bewohnerengage-
ment, a. a. O. 
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„Vorsicht ist also geboten, wenn das hohe 
Lied von der Bürgergesellschaft angestimmt 
wird“ 19 – denn allzu oft wird dabei von 
gänzlich unrealistischen Voraussetzungen 
ausgegangen. Man muss schon sehr genau 
hinsehen und Grenzen wie Gefahren im 
Auge behalten, soll es zu einem sinnvollen 
Miteinander von öffentlichen und zivil-
gesellschaftlichen Aktivitäten kommen.

2 Veränderter Kontext:
Neue Herausforderungen?

Das Überwinden der alltäglichen Widrig-
keiten und Widersprüche ist aber nicht die 
einzige Herausforderung. Wer heute darü-
ber nachdenkt, wie man den weit gesteckten 
Zielen einer kommunikativen Politik- und 
Planungskultur näher kommen will, der 
muss auch zur Kenntnis nehmen, dass sich 
die Rahmenbedingungen für das Planen 
und Entwickeln vor Ort – und damit auch 
für die Teilhabe der Bürger an den Geschi-
cken ihrer Städte – in erheblicher Weise ver-
ändert haben und weiter verändern. Hierzu 
folgen wiederum nur einige Hinweise. 

Begrenzte Handlungsmöglichkeiten –
neue Unübersichtlichkeiten

Früher ging man davon aus, dass staatliche 
und kommunale Pläne und Programme 
entscheidende Steuerungswirkung hätten. 
Hier schien die Gestaltungsmacht zu sein 
und auf die galt es Einfluss zu nehmen. In-
sofern war es auch folgerichtig, dass Bürger 
ihre Beteiligung an der Aufstellung von Plä-
nen und Programmen einforderten. 

Tatsächlich aber resultieren die wesent-
lichen Impulse räumlicher Entwicklung 
erwiesenermaßen aus einer Vielfalt von 
privaten Entscheidungen. Öffentliche Plä-
ne hatten und haben hier – übrigens auch 
nach dem Willen des Gesetzgebers, wie er 
sich etwa im Baugesetzbuch ausdrückt – le-
diglich rahmensetzende Funktion. 

Gestaltungsmacht kommt den kommu-
nalen Plänen vor allem dann zu, wenn mit 
ihnen die Voraussetzungen für Entwick-
lungen hergestellt werden, die sich ohnehin 
am Markt und in der Gesellschaft vollzie-
hen. Bewegt wird, was ohnehin geschieht; 
für wesentlich mehr fehlt es dem Staat und 
den Kommunen an Steuerungsressour-
cen. Ein Praktiker bezeichnete dies einmal 

spöttisch als „nachholende Vorsteuerung“. 
In der früheren planungstheoretischen 
Diskussion sprach man gelegentlich auch 
von „Huckepack-Implementation“ und 
bezeichnete damit eine andere Seite des 
gleichen Sachverhalts: Kommunale Ziele 
lassen sich in vielen Handlungsfeldern nur 
durch privates Handeln realisieren. Aus den 
begrenzten Steuerungsmöglichkeiten der 
öffentlichen Akteure resultierte also schon 
immer eine Gemengelage von öffentlichem 
und privatem Handeln, die es nicht immer 
leicht machte, tatsächliche Verursachungen 
und Verantwortlichkeiten für räumliche 
Entwicklungen zu identifizieren. 

Diese Unübersichtlichkeiten nehmen wei-
ter zu. Es entstehen vielfältige Bündnisse, 
Kooperationen, Partnerschaften, in denen 
die Kommunen nur mehr Akteure unter 
anderen sind. Und: Im Gefolge von Priva-
tisierungen und Auslagerungen wird es 
zunehmend unangemessen, von der Kom-
mune zu sprechen und damit ein handeln-
des Subjekt zu bezeichnen. Tatsächlich 
handeln viele öffentliche Akteure auf der 
kommunalen Ebene nebeneinander – von 
der Grundstückverwertungsgesellschaft 
bis zum kommunalen Wohnungsunterneh-
men, von dem Liegenschaftsmanagement 
bis zum Planungsamt, von der Projektent-
wicklungs-GmbH bis zu den Stadtwerken, 
von den Bezirksausschüssen bis zum Rat 
und so fort. Viele Auseinandersetzungen 
über Probleme und Projekte der Stadt-
entwicklung verlaufen sich mithin im Ge-
strüpp von Zuständigkeiten und unklaren 
Verantwortungen.

Wer sich etwa mit Großereignissen wie der 
Weltausstellung in Hannover auseinander-
setzte 20, vermochte niemanden zu identifi-
zieren, der die Verantwortung für das ganze 
Projekt trug. In diesem wie in anderen Gro-
ßereignissen sind viele Beteiligte für Teila-
spekte zuständig: den Betrieb der Ausstel-
lung, die Verträge mit den teilnehmenden 
Staaten, für den Bau der neuen Verkehrs-
trassen, die Finanzierung des Wohnungs-
baus, die Übernahme der Schulden etc. 
Und, um die Verwirrung komplett zu ma-
chen, spielen manche, die offiziell keiner-
lei Verantwortung tragen, in der Entschei-
dungsfindung eine ganz wesentliche Rolle. 
Eine zentrale, das Ganze steuernde und 
verantwortende Instanz gibt es bei Großer-
eignissen dieser Art vielfach nicht. 

(19)
Evers, Adalbert: Fördern oder 
Fordern – Soziale Dienstlei-
stungen zwischen Staat, Markt 
und Bürgergesellschaft. In: 
Stadt und Bürger. Hrsg.: Ulrich 
Hatzfeld, Franz Pesch. – Darm-
stadt 2006, S. 49

(20)
Vgl. ausführlich Müller, Heidi; 
Selle, Klaus: Großprojekte und 
Festivalisierung als Mittel der 
Stadt- und Regionalentwick-
lung: Lernen von Hannover. 
– Dortmund 2002
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Solche Verhältnisse herrschen aber nicht 
nur bei den ganz großen Projekten.21 Selbst 
Alltagsaufgaben der Stadtplanung wie eine 
Platzumgestaltung können schnell fünf-
zehn, zwanzig oder mehr Beteiligte zusam-
menführen – von den städtischen Ämtern, 
den verschiedenen Ebenen kommunaler 
Politik über die Kammern bis hin zu den
diversen Eigentümern der Liegenschaften 
am Platzrand, den Pächtern, Betreibern, 
Projektentwicklern, Beratern und so fort.

Ähnliche Beobachtungen werden auch bei 
der Stadtteilentwicklung gemacht. Aus An-
lass eines Expertenworkshops zu Teilhabe-
chancen im Quartier 22 wurde festgestellt, 
dass die traditionelle Konstellation – hier 
die Bürger,  dort die Kommune – ungleich 
komplexer geworden ist. Heute sind tri- und 
multilaterale Konstellationen zu beobach-
ten: Neben verschiedenen kommunalen 
Akteuren und unterschiedlichen zivilge-
sellschaftlichen Gruppen, Initiativen und 
Vereinigungen treten intermediäre Organi-
sationen, freie Träger der Wohlfahrtspflege, 
Einzelhändler, Gewerbetreibende, Woh-
nungsunternehmen und zahlreiche Grup-
pen und Vereinigungen in Erscheinung. 

Auszehrungen

So weit die Korrektur eines alten Bildes. 
Aber mit der Relativierung der öffent-
lichen Rolle bei der Stadtentwicklung hat es 
nicht sein Bewenden. Die Reduzierung der 
Gestaltungsmöglichkeiten insbesondere 
auf kommunaler Ebene schreitet vielmehr 
in einem Maße voran, dass schon von der 
kommunalen Selbstverwaltung als „Aus-
laufmodell“ die Rede ist.23 Was geschieht? 
Einige Schlaglichter:

• Kompetenzen werden vertikal verlagert: 
Während z. B. die europäische Ebene an 
Gestaltungsmöglichkeiten gewinnt, bleiben 
insbesondere den Kommunen zunehmend 
weniger eigene Rechte und Gestaltungs-
möglichkeiten.

• Eine immer größere Zahl von Gemein-
den unterliegt der staatlichen Haushalts-
sicherung, und der Anteil der Städte, die 
nicht einmal mehr dieses Niveau erreichen 
und lediglich auf der Grundlage von sog. 
Nothaushalten wirtschaften, steigt eben-
falls. Dabei herrscht unter Beobachtern Ei-
nigkeit darüber, dass diese Probleme nicht 
vorübergehender, sondern struktureller Na-
tur sind.

• Unter dem Eindruck der Haushaltskri-
sen werden zunehmend vormals kommu-
nale Aufgaben den Märkten überantwortet 
oder zumindest ausgelagert. Damit wird 
der Typus einer politisch verantworteten 
und demokratisch kontrollierten Kommu-
nalverwaltung zunehmend ausgehöhlt. Ein 
Dezernent brachte das kürzlich auf die ein-
fache Formel: „Man ist nicht mehr Herr im 
eigenen Hause.“

Im Verhältnis zu den Bürgern führen diese 
Auszehrungen möglicherweise zu weitrei-
chenden Folgen, was sowohl die Entschei-
dungs- wie auch die Leistungsbeteiligung 
betrifft.

Die Entscheidungsbeteiligung verliert in 
doppelter Hinsicht an Substanz, denn: 
• Privatwirtschaftliche Vorhaben gewin-
nen derart an Bedeutung, dass sie nahezu 
sakrosankt, jedenfalls kaum noch kritischer 
politischer Befassung zugänglich sind. 
Sollten sich Bürger dennoch gegen sie stel-
len wollen, müssen sie damit rechnen, dass 
man sie für den wirtschaftlichen Nieder-
gang von Stadt oder Region haftbar machen 
will. Sätze wie „In einer Region wie der uns-
rigen können wir ein so wichtiges Vorhaben 
nicht zerreden“ oder „Sie wollen doch nicht 
Hunderte von Arbeitsplätzen gefährden!“ 
sind jedenfalls in Situationen wie diesen oft 
zu hören. 

• Öffentliche Kassen lassen kaum noch 
Entscheidungs- und Gestaltungsspielräume 
offen. Ein Praktiker brachte das in folgender 
Formulierung auf den Punkt: „Wir können 
doch nichts mehr gestalten – woran sollen 
die sich dann noch beteiligen?“ Letztlich, so 
hieß es in dem schon erwähnten Workshop 
zur Quartiersentwicklung, führe dieser Pro-
zess der finanziellen Auszehrung  zur „De-
legitimierung politischen Handelns“.

An dieser Stelle ist jedoch eine Zwischenbe-
merkung vonnöten: Gelegentlich wird die 
Frage der Gestaltbarkeit allein auf finanzi-
elle Aspekte reduziert. Das greift zweifellos 
zu kurz. Kommunale Gestaltungsaufgaben 
sind sicher nicht nur investiver Art, hängen 
also nicht allein von den zur Verfügung ste-
henden Mitteln ab. Auch unter Schrump-
fungsbedingungen und angesichts leerer 
Kassen muss und kann über Stadtentwick-
lung gesprochen werden.24 Allerdings rächt 
es sich in solchen Situationen besonders, 
wenn nicht schon zuvor ein offener und 
vertrauensvoller Umgang kultiviert wurde. 

(21)
Die Praxis ist voller Beispiele; 
sie werden aber selten doku-
mentiert. Gelegentlich findet 
man jedoch in der regionalen 
und lokalen Berichterstattung 
der Presse anschauliche Fall-
darstellungen – so jüngst etwa 
die von Gerhard Matzig zur 
„Neuen Mitte“ in Passau (Süd-
deutsche Zeitung v. 29./30. Juli 
2006, S. 14).

(22)
Darüber berichten Hüttinger, 
Helene; Rösener, Britta; Selle, 
Klaus u. a.: Teilhabe im Quartier. 
Exemplarische Bestimmung 
von Mitwirkungsmöglichkeiten 
im Aufgabenbereich Quar-
tiersentwicklung/Stadtumbau. 
vhw Forum Wohneigentum 
(2006) H. 3, S. 171–176 

(23)
Vgl. Wollmann, Hellmut: Die 
traditionelle deutsche kommu-
nale Selbstverwaltung – ein 
„Auslaufmodell“? Dt. Z. f. Kom-
munalwissenschaften (2002) 
H. I, S. 24 ff.; Libbe, Jens;
Tomerius, Stephan; Trapp, Jan 
Hendrik (Hrsg.): Liberalisierung 
und Privatisierung kommunaler 
Aufgabenerfüllung. Soziale und 
umweltpolitische Perspektiven 
im Zeichen des Wettbewerbs. 
– Berlin 2002; Bogumil, Jörg; 
Holtkamp, Lars: Bürgerkommu-
ne unter Konsolidierungsdruck? 
Eine empirische Analyse von 
Erklärungsfaktoren zum Imple-
mentationsstand der Bürger-
kommune. Dt. Z. f. Kommu-
nalwissenschaften (2004) H. I, 
S. 103–126

(24)
Vgl. Rösener, Britta; Selle, 
Klaus (Hrsg.): Kommunikation 
gestalten, a. a. O., S. 327 ff.
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Beginnt die Kommunikation erst, wenn 
Schließungsentscheidungen (für Schulen, 
Freibäder etc.) und Mittelkürzungen legiti-
miert werden sollen, dann wird sie in aller 
Regel misslingen und in der erwähnten De-
legitimierung münden.

Die Leistungsbeteiligung gerät ins Zwielicht: 
Wird sie nicht, so eine oft gehörte Vermu-
tung, zu einem „Lückenbüßer“? Und auf 
was kann bürgerschaftliches Engagement 
noch bauen, wenn es auf Kooperation mit 
der Kommune angewiesen ist, die aber 
nach eigenem Bekunden „heute nicht weiß, 
was wir morgen noch leisten können“ und 
sich daher nicht mehr als ein verlässlicher 
Partner der Bürger sieht? Und führt beides 
dann dazu, dass engagierte Bürger Koope-
rationen mit kommunalen Akteuren eher 
meiden denn suchen?

Hier sind noch viele Fragen offen.25 Un-
strittig dürfte jedoch sein, dass ein Rollen-
wandel in Gang gesetzt wurde, der insbe-
sondere die kommunalen Akteure trifft und 
weitgehend unumkehrbar zu sein scheint. 
Damit steht aber noch nicht fest, wohin er 
führt. Denn noch gibt es trotz aller Eigen-
dynamiken bei den Veränderungen Gestal-
tungsoptionen. Der Wandel vom hoheit-
lichen zum bürgerorientierten Handeln ge-
hört dazu. 

Erosion des Vertrauens in die Politik

Auf die mögliche „Delegitimierung der Poli-
tik“ wurde bereits verwiesen, damit darauf, 
dass zur Auszehrung von innen ein Prozess 
hinzukommt, den man als „Auszehrung von 
außen“ bezeichnen könnte. Politik scheint 
an Glaubwürdigkeit und Vertrauen zu ver-
lieren und es sieht so aus, als sei diese Ero-
sion noch in vollem Gange.

So stellte Matthias Platzeck, Ministerpräsi-
dent des Landes Brandenburg, vor einiger 
Zeit fest, dass „die Demokratie gravierend 
an Zustimmung“ verliere. 26 Und der frühere 
Bundeskanzler Helmut Schmidt beklagte 
im gleichen Zusammenhang: „Die poli-
tische Klasse unseres Vaterlandes beginnt 
das Vertrauen zu verspielen, das die Bürger 
früher in sie gesetzt haben.“ 27 Diese Fest-
stellungen wurden im Umfeld der Proteste 
um Hartz IV geäußert. Aber es spricht viel 
dafür, dass sich die beschriebenen Stim-
mungslagen und Prozesse nicht nur darauf 
beschränken. 

Hinzu kommt, dass die Bürger auch nicht 
viel von der Problemlösungskompetenz der 
Politik halten. Dazu ein Beispiel: Nach der 
Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen wur-
de von den Wahlanalytikern berichtet, dass 
eine große Mehrzahl der Wahlberechtigten 
vor der Wahl der damaligen Noch-Opposi-
tion mehr Kompetenz in Sachen wirtschaft-
licher Entwicklung und Arbeitsmarktpolitik 
zutrauen würde – was sich im Wahlergebnis 
niederschlug. Zugleich aber, und dies war 
das eigentlich Irritierende an der Meldung, 
war wiederum die überwiegende Mehrheit 
dieser Wählergruppe nicht der Meinung, 
dass sich nach dem Regierungswechsel in 
diesen Politikfeldern Wesentliches verän-
dern würde.

Die Skepsis gegenüber der Politik, ihren 
Wirkungen und Mechanismen lässt sich 
auch empirisch auf andere Weise dingfest 
machen. So berichtete Die ZEIT im Vor-
feld der Bundestagswahl 2005, gestützt 
auf Zahlen des Instituts für Demoskopie 
Allensbach, dass „schon 30 Prozent der er-
wachsenen Bevölkerung der Wahlausgang 
‚ziemlich egal’ (ist). 60 Prozent der Bevöl-
kerung identifizieren sich mittlerweile mit 
der Aussage ‚man verliert allmählich jedes 
Vertrauen in die Politik’“. 28  

Ortsnähere Betrachtungen bestätigen und 
differenzieren diese Tendenzen. So berich-
tet Hartmut Häußermann 29 von Umfragen 
in vier deutschen Großstädten, die eben-
falls auf deutliche Vertrauensverluste und 
zugleich auf die erheblichen Unterschiede 
zwischen privilegierten und marginali-
sierten Quartieren (in letzteren liegen die 
Beteiligungen an Kommunalwahlen zum 
Teil unter 25 %) hinweisen. Wenn, wie Häu-
ßermann argumentiert, demokratische 
politische Systeme nur funktionstüchtig 
und stabil sein können, wenn sie „in einen 
entsprechenden Einstellungs- und Ver-
trauenshintergrund eingelagert sind“, so 
bedeuten die genannten Zahlen deutliche 
Warnzeichen. 

Carola Scholz fasst den Stand der Dinge 
auf kommunaler Ebene so zusammen: „Die 
Bindungskräfte zwischen kommunaler Po-
litik und Stadtbürgerschaft (haben sich) 
teilweise bis zur Sprachlosigkeit gelockert, 
das Vertrauen in Steuerungsfähigkeit und 
Glaubwürdigkeit kommunaler Politik und 
Verwaltung ist (…) erodiert.“ 30 

(25)
Etwa auch die nach der sozia-
len Selektivität der Teilhabe 
– besteht doch unter diesen Be-
dingungen die Gefahr, dass vor 
allem die ohnehin aktiven und 
artikulationsstarken Gruppen in 
Erscheinung treten, während 
die Schwellen zur Mitwirkung 
am gesellschaftlichen Leben für 
die ohnehin am Rande Stehen-
den immer höher werden.

(26)
Zitiert nach der Süddeutschen 
Zeitung v. 18. August 2004

(27)
Die Zeit v. 26. August 2004

(28)
Die Zeit v. 8. September 2005, 
S. 1

(29)
Häußermann, Hartmut: Poli-
tisches Vertrauen und Partizipa-
tion. vhw-Forum Wohneigentum 
(2005) H. 6, S. 298 ff.

(30)
Scholz, Carola: Stadtentwick-
lung braucht Beteiligungskultur, 
a. a. O., S. 141
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3 Ausblick

Noch ist offen, wo das alles endet: Im schie-
ren Kampf der Partikularinteressen? Im so-
zialen und wirtschaftlichen „survival of the 
fittest“? Oder in einem neuen Verständnis 
von Good Governance und der gemein-
samen Gestaltung der gemeinsamen Ange-
legenheiten? Eines aber dürfte klar gewor-
den sein: Bürgerbeteiligung ist nicht (mehr) 
das, was in den Sonntagsreden über sie ver-
breitet wird. Es gilt sie neu zu denken. Das 
heißt in diesem Fall: Es müssen in Kenntnis 
der alltäglichen Gegenkräfte, Widrigkeiten 
und Deformationen Möglichkeiten zur Ver-
breitung der ohne Zweifel vorhandenen po-
sitiven Ansätze in einem sich wandelnden 
kommunalpolitischen Umfeld gesucht wer-
den. Dazu abschließend einige Stichworte:

• Negativ- und Positivspiralen

Fassen wir noch einmal zusammen: Die 
36 Jahre alte Forderung, Stadtentwicklung 
solle sich nicht über die Köpfe der Bürge-
rinnen und Bürger hinweg vollziehen, ist 
weiterhin uneingelöst. Das liegt zum einen 
daran, dass ein Großteil der für die Ent-
wicklung der Städte zentralen Entschei-
dungen – vom Grundstücksverkauf bis zur 
Werksschließung – nicht in Parlamenten 
und Stadtverwaltungen, sondern in Büros 
und Meetings privater Akteure getroffen 
wird. Aber auch die kommunalen Entschei-
der vermieden früher und vermeiden heute 
in Bezug auf die von ihnen zu verantwor-
tenden Angelegenheiten das im Alltag ernst 
zu nehmen, was sie sonntags fordern. Wird 
dennoch Beteiligung angeboten, ist sie oft 
rein verfahrensbezogen – mit undeutlichen 
Bezügen zu nachfolgenden Entscheidungen 
und realen Veränderungen im Raum – und 
insofern aus der Sicht der Beteiligten häufig 
irrelevant.

Beide Umgangsformen,  die Verweige-
rung von Teilhabe und die Pro-forma-
Beteiligung, führen dazu, dass sich die 
negativen Vorurteile gegenüber Partizipa-
tionsprozessen auf allen Seiten bestätigen. 
So wird eine Negativspirale in Gang ge-
setzt, die in unterschiedlichste Formen der 
Sprachlosigkeit mündet.

Es gibt aber dennoch – trotz aller Widrig-
keiten –  positive Beispiele, interessante 
Ansätze, bemerkenswerte Teilhabeprozesse 
mit relevanten Ergebnissen. An Hunder-
ten von Fällen lässt sich zeigen, dass und 

wie Partizipation sinnvoll gestaltet werden 
kann. Ob es um Pläne oder Projekte geht, 
ob die Quartiersbevölkerung in der Breite 
oder ob einzelne Zielgruppen angespro-
chen werden: Für fast alle Aufgaben gibt es 
geeignete Methoden und Verfahren sowie 
gute Beispiele, auf die man sich beziehen 
kann. Aber alles das ist und bleibt begrenzt 
– auf einzelne Fälle, wenige Akteure und 
eng umrissene Zeiträume. Das Bemühen 
um Bürgerorientierung in der Breite war 
bislang nur selten von Erfolg gekrönt.

Aus Sicht der Bürger entsteht eine wider-
sprüchliche Situation: Ihr Engagement wird 
in Sonntagsreden beschworen, bleibt aber 
wirkungslos oder ist gar ausdrücklich un-
erwünscht, wenn es mit Plänen anderer Art 
kollidiert. Oder, in den Worten von Carola 
Scholz: „Auf der einen Seite wird verstärkt 
um den aktiven, sich einmischenden Bürger 
geworben, auf der anderen Seite der Bür-
gerprotest ignoriert, wenn dieser sich z. B. 
gegen umstrittene Großprojekte richtet.“ 31 
Und: Wer hier auf offene Ohren und Dialog-
bereitschaft stößt, kann schon im nächsten 
Fall und an anderer Stelle mit den harten 
Formen der Kommunikationsverweigerung 
konfrontiert werden.

Bürgerengagement und konstruktive Teil-
habe sind aber nur ganz oder gar nicht zu 
haben. Man kann sie nicht nach Wunsch 
ein- oder abschalten. Wer gestaltend auf 
die Zukunft der bürgerschaftlichen Teilhabe 
einwirken will, wird hier ansetzen müssen. 

Wenn es gelänge, mit erfolgreichen Einzel-
fällen „in Serie zu gehen“ 32, wenn Grund-
sätze bürgerorientierten Denkens und 
Handelns in den Großstrukturen verbreitet 
würden, wenn ein verlässliches Klima der 
Dialogbereitschaft entstünde, dann könnte 
eine Positivspirale in Gang gesetzt werden 
und eine kommunikative Planungskultur 
auf kommunaler Ebene entstehen.

• Stadt und Bürger: Wiedererstarken
der Res publica?

„Die Bürger in der Gesellschaft (werden) 
aktiv und passiv stärker gefordert“, stellt 
Karl Ganser fest 33, und Dieter Hoffmann-
Axthelm beobachtet eine „Verschiebung 
des Planungszentrums in die Gesellschaft 
hinein“ 34. Feststellungen wie diese sind der-
zeit oft zu hören. Aber noch ist unklar, zu 
was das führen wird. 

(31)
Scholz, Carola: Stadtentwick-
lung braucht Beteiligungskultur, 
a. a. O., S. 144

(32)
Wermker, Klaus: Teilhabe von 
Bürgerinnen und Bürgern, 
a. a. O.

(33)
Ganser, Karl: Alles geplant 
– was nun? In: Zur räumlichen 
Entwicklung beitragen. Planung 
neu denken. Bd. 1. Hrsg.: Klaus 
Selle, Lucyna Zalas (Hrsg.): 
Dortmund 2006, S. 539

(34)
Hoffmann-Axthelm, Dieter: Pla-
nung zwischen Zerfall und Neu-
erfindung, a. a. O., S. 527
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Mit Blick auf das vorliegende Thema scheint 
nur festzustehen, dass sich die Rollenbilder 
aller Beteiligten in Politik, Planung und 
Stadtgesellschaft wandeln müssen, sollen 
bürgerschaftliche Aktivitäten das Gewicht 
erhalten, das ihnen zumindest in manchen 
Programmen und Konzepten beigemes-
sen wird. Zugleich werden sich Strukturen, 
Kompetenzen und Handlungsweisen än-
dern (müssen), Akteure neue Aufgaben 
übernehmen und in veränderten Konstella-
tionen agieren etc. Für Planung und Politik 
kann dies zugleich Machtverlust und Effi-
zienzzuwachs bedeuten – um nur eine der 
vielen neuen Widersprüche zu benennen, 
die sich hier eröffnen.

Zugleich machen die Veränderungen im 
gesellschaftlichen und politischen Umfeld 
Folgendes deutlich:

• Angesichts der Auszehrung der traditio-
nellen Politik kommt allen Aktivitäten zur 
Förderung der „kleinen Demokratie“, der 
gemeinsamen Erörterung und Entschei-
dung in der Alltagswelt, besondere Be-
deutung zu. Wo wenn nicht hier lässt sich 
zeigen, dass die Grundprinzipien demokra-
tischen Handelns weiterhin bedeutsam und 
hilfreich sind.

• Wegen der Unübersichtlichkeiten, mul-
tiplen Verantwortlichkeiten und des Zu-
sammenwirkens sehr ungleicher „Partner“ 
gewinnen auch die Verfahren und Prozesse 
erheblich an Bedeutung, in deren Rahmen 

die vielen Einzelinteressen zusammenge-
führt, Konflikte ausgetragen und Kooperatio-
nen ermöglicht werden. Fairness und Trans-
parenz werden zu unverzichtbaren Grund-
kriterien –  auf ihre Einhaltung zu achten 
wird zu einer wesentlichen öffentlichen, in 
diesem Fall kommunalen Aufgabe.

Das sind nahe liegende Folgerungen. Benö-
tigt wird aber auch Phantasie, was darüber 
hinaus geschehen sollte. Einen Fingerzeig 
gibt Birger Priddat mit seiner Forderung: 
Bürgerinnen und Bürger sollten „involviert 
werden in die Komplexität der Politik, die 
dann diejenige ihrer eigenen Handlungen 
wäre. Alle Fehler, Probleme aber auch Lö-
sungen wären dann kein Gegenstand mehr, 
über den man jammert und schimpft, son-
dern our own thing, oder altmodisch: res 
publica“.35

„Das wird allerdings nur gelingen“, könnte 
man mit Helmut Böhme ergänzen, „wenn 
sich die Stadt wieder ihrer Einwohner als 
Bürger rückversichert, wenn sie lernt, aus 
dem immer schon vorhandenen schwie-
rigen Verhältnis von Stadt und Bürger eine 
Zukunft des Städtischen als Ergebnis von 
Konflikt und dessen Überwindung zu ge-
stalten“.36

Damit sind zwei wesentliche Orientierungs-
punkte für den langen Weg zu einer kom-
munikativen Politik- und Planungskultur in 
den Städten benannt.

(35)
Priddat, Birger: Signale aus 
dem schwarzen Loch. Die Zeit 
Nr. 24/2004 v. 3. Juni 2004, 
S. 13; vgl. auch ders. (Hrsg.): 
Der bewegte Staat. Formen sei-
ner ReForm. Notizen zur „new 
governance“. – Marburg 2000

(36)
Böhme, Helmut: Die Stadt und 
ihre Bürger. Versuch zur Klärung 
eines schwierigen Verhältnisses 
aus historischer Sicht. In: Stadt 
und Bürger. Hrsg.: Ulrich Hatz-
feld, Franz Pesch. – Darmstadt 
2006, S. 24
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